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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 16.01.2004 und in
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 19.01.2004 jeweils in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.01.2004 Arbeitslosengeld ohne Anrechnung eines
Minderungsbetrages gemÃ¤Ã� Â§ 140 SGB III zu zahlen. Die Beklagte trÃ¤gt die
notwendigen auÃ�ergerichtilchen Kosten der KlÃ¤gerin. Die Berufung wird
zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die Minderung ihres Anspruchs auf Zahlung von
Arbeitslosengeld um 455,00 Euro, welche die Beklagte mit einer verspÃ¤teten
Arbeitslosmeldung begrÃ¼ndet.

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin arbeitete vom 30.09.1990 bis 31.12.2003 als
kaufmÃ¤nnische Angestellte der Firma M. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch
EigenkÃ¼ndigung der KlÃ¤gerin vom 22.12.2003 aufgrund der Insolvenz des
Arbeitgebers.

Am 05.01.2004 meldete sich die KlÃ¤gerin arbeitslos und beantragte die Zahlung
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von Arbeitslosengeld.

Mit Bescheid vom 19.01.2004 bewilligte die Beklagte Arbeitslosengeld ab dem
05.01.2004 nach einem Bemessungsentgelt in HÃ¶he von 455,00 Euro
wÃ¶chentlich und teilte der KlÃ¤gerin mit, dass ihr Arbeitslosengeld in HÃ¶he von
455,00 Euro gemindert werde. Die Minderung erfolge, indem der Minderungsbetrag
auf das halbe Arbeitslosengeld angerechnet werde. In dem ErgÃ¤nzungsbescheid
vom 16.01.2004 wurde dann ausgefÃ¼hrt, dass im Fall der KlÃ¤gerin eine
unverzÃ¼gliche Meldung bei der Agentur fÃ¼r Arbeit als arbeitssuchend nach
MaÃ�gabe des Â§ 37 b des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) bis
spÃ¤testens am 23.12.2003 hÃ¤tte erfolgen mÃ¼ssen. TatsÃ¤chlich habe sie sich
jedoch erst am 05.01.2004, das heiÃ�t, um 13 Tage verspÃ¤tet, gemeldet. Nach Â§
140 SGB III mindere sich deshalb ihr Leistungsanspruch um 35,00 Euro fÃ¼r jeden
Tag der verspÃ¤teten Meldung (lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r 30 Tage), hier also um
insgesamt 455,00 Euro.

Zur BegrÃ¼ndung des hiergegen binnen Monatsfrist eingelegten Widerspruchs trug
die KlÃ¤gerin vor, dass sie am 22.12.2003 bei der BÃ¤ckerei M habe kÃ¼ndigen
mÃ¼ssen, da das Insolvenzverfahren beantragt worden sei und bereits drei Monate
keine Lohnzahlungen geflossen seien. Die KÃ¼ndigung sei zum 31.12.2003
ausgesprochen worden. Sie verstehe nicht, wieso die Beklagte Geld fÃ¼r die Zeit
vor diesem Zeitpunkt abziehe. Ã�berdies seien in der Zeit vor dem 05.01.2004 noch
GesprÃ¤che Ã¼ber eine WeiterbeschÃ¤ftigung bei dem Insolvenzverwalter
gefÃ¼hrt worden, die dann aber keinen positiven Abschluss gefunden hÃ¤tten.
SchlieÃ�lich gebe sie zu Bedenken, dass die Feiertage und der Jahreswechsel sowie
die allgemein schlechte Situation nicht gÃ¼nstig seien, eine neue Anstellung zu
finden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 30.01.2004 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Mit Schreiben vom 02.02.2004 trug die KlÃ¤gerin noch gegenÃ¼ber der Beklagten
vor, die KÃ¼ndigung zum 31.12.2003 sei auf Anraten des Insolvenzverwalters
erfolgt, um ihre AnsprÃ¼che auf Insolvenzgeld zu sichern. Von einer eventuellen
Arbeitslosigkeit und der damit verbundenden Meldung als Arbeitssuchende habe sie
zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausgehen kÃ¶nnen, da man den Arbeitnehmern
mitgeteilt habe, dass eine Fusion stattfinden und die Arbeitnehmer ab dem
02.01.2004 weiterbeschÃ¤ftigt wÃ¼rden. Erst am 05.01.2004 sei mitgeteilt worden,
dass eine WeiterbeschÃ¤ftigung nicht mÃ¶glich sei. Daraufhin habe sie sich
umgehend arbeitslos gemeldet.

Am 26.02.2004 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung wiederholt sie
ihr bisheriges Vorbringen. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor, zwar bestehe gemÃ¤Ã� Â§ 37
b SGB III eine Verpflichtung zur unverzÃ¼glichen Meldung. Eine solche liege nach
dem Leitfaden der Beklagten vor, wenn sich der Arbeitnehmer innerhalb von 7
Kalendertagen ab dem Tage, nach dem der versicherungspflichtige Kenntnis von
dem Beendigungszeitraum erlangt hat, gemeldet habe. Aufgrund der zahlreichen
Feiertage nach dem 22.12.2003 habe sich die KlÃ¤gerin am 05.01.2004 und mithin
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am 5. Arbeitstag nach der KÃ¼ndigung arbeitssuchend gemeldet. Insofern habe sie
sich unverzÃ¼glich gemeldet. Bei der Fristberechnung seien die Feiertage nicht zu
berÃ¼cksichtigen, da ansonsten eine unangemessene Benachteiligung der
KlÃ¤gerin stattfÃ¤nde. Nach den Vorgaben des Leitfadens der Beklagten kÃ¤me
eine Anspruchsdauerminderung Ã¼berdies erst fÃ¼r die Zeit nach Ablauf der 7
Wochentage und mithin ab dem 30.12.2003 in Betracht. Eine Information der
KlÃ¤gerin dahingehend, dass unmittelbar und unverzÃ¼glich nach der KÃ¼ndigung
eine Meldung beim Arbeitsamt erforderlich sei, habe weder der Insolvenzverwalter
noch die Firma M erteilt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte in AbÃ¤nderung des Bescheides vom 19.01.2004 unter Aufhebung des
Bescheides vom 16.01.2004 jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
30.01.2004 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin ab dem 05.01.2004 Arbeitslosengeld ohne
Anrechnung eines Minderungsbetrages gemÃ¤Ã� 140 SGB III zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen, hilfsweise die Berufung zu zulassen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Bescheid fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Verwaltungsakte der Beklagten sowie der Gerichtsakte Bezug genommen. Diese
Akten waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch die Bescheide vom 19. und 16.01.2004 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 30.04.2004 beschwert im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz
1 SGG, denn diese Bescheide sind rechtswidrig. Die Beklagte hat den Anspruch der
KlÃ¤gerin auf Zahlung von Arbeitslosengeld zu Unrecht gemÃ¤Ã� Â§ 140 SGB III um
455,00 Euro gemindert, denn die Voraussetzungen dieser Vorschrift liegen nicht
vor.

Hat sich der Arbeitslose entgegen Â§ 37 b SGB III nicht unverzÃ¼glich
arbeitssuchend gemeldet, so mindert sich das Arbeitslosengeld, das dem
Arbeitslosen aufgrund des Anspruchs zusteht, der nach der Pflichtverletzung
entstanden ist. Die Minderung betrÃ¤gt

1. bei einem Bemessungsentgelt bis zu 400,00 Euro sieben Euro,

2. bei einem Bemessungsentgelt bis zu 700,00 Euro 35 Euro und

3. bei einem Bemessungsentgelt Ã¼ber 700,00 Euro 50 Euro
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fÃ¼r jeden Tag der verspÃ¤teten Meldung. Die Minderung ist auf den Betrag
begrenzt, der sich bei einer VerspÃ¤tung von 30 Tagen errechnet. Die Minderung
erfolgt, indem der Minderungsbetrag, der sich nach den SÃ¤tzen 2 und 3 ergibt, auf
das halbe Arbeitslosengeld angerechnet wird. GemÃ¤Ã� Â§ 37 b SGB III in der ab
01.07.2003 geltenden Fassung sind Personen, deren
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis endet, verpflichtet, sich unverzÃ¼glich nach
Kenntnis des Beendigungszeitpunkts persÃ¶nlich beim Arbeitsamt arbeitssuchend
zu melden. Im Falle eines befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses hat die Meldung jedoch
frÃ¼hestens drei Monate vor dessen Beendigung zu erfolgen. Die Pflicht zur
Meldung besteht unabhÃ¤ngig davon, ob der Fortbestand des Arbeits- oder
AusbildungsverhÃ¤ltnisses gerichtlich geltend gemacht wird. Die Pflicht zur Meldung
gilt nicht bei einem betrieblichen AusbildungsverhÃ¤ltnis. UnverzÃ¼glich bedeutet
"ohne schuldhaftes ZÃ¶gern" (vgl. Gagel: SGB III, Â§ 37 b, Rn. 5). Unverschuldet
unterbleibt die Meldung an Tagen, an denen das Arbeitsamt nicht dienstbereit ist
(vgl. Â§ 122 Abs. 3 SGB III und Gagel, a. a. O., Rn. 7). Die Beklagte geht insofern
intern davon aus, dass eine Meldung binnen 7 Kalendertagen nach Kenntnis vom
Beendigungszeitpunkt des ArbeitsverhÃ¤ltnisses noch unverzÃ¼glich und damit
ohne die Minderungsfolge gemÃ¤Ã� Â§ 140 SGB III ist. Dem schlieÃ�t sich das
Gericht insoweit an, als dass eine Arbeitslos- bzw. -suchendmeldung binnen 7 Tage
nach Kenntnis der Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses jedenfalls unverzÃ¼glich
im Sinne des Â§ 37 b SGB III ist. Dabei geht das Gericht allerdings davon aus, dass
der Zeitraum von 7 Kalendertagen Ã¼blicherweise 5 Kalendertage umfasst, an
denen die Beklagte dienstbereit ist. Sofern sich daher unter den 7 Kalendertagen
nach Kenntnis vom Beendigungszeitpunkt des ArbeitsverhÃ¤ltnisses mehr als zwei
Kalendertage befinden, an denen die Beklagte nicht dienstbereit ist, so verlÃ¤ngert
sich die 7-Tages-Frist zur Ã�berzeugung des Gerichts um diese ZeitrÃ¤ume. Im
Sinne einer Gleichbehandlung aller Leistungsbezieher ist daher eine Arbeitslos- bzw.
-suchendmeldung bis zum 5. Werktag an dem Dienstbereitschaft bei der Beklagten
besteht jedenfalls noch als unverzÃ¼glich und damit sanktionslos im Sinne des Â§
140 SGB III anzusehen.

Vorliegend hat die KlÃ¤gerin am 22.12.2003 von der Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zum 31.12.2003 erfahren. Der 05.01.2004 war erst
der 5. Werktag mit Dienstbereitschaft der Beklagten, da die Beklagte nach dem
22.12.2003 nur am 23., 29. und 30.12.2003 sowie am 02.01.2004 dienstbereit war.
Das Gericht geht deshalb davon aus, dass sich die KlÃ¤gerin unverzÃ¼glich im
Sinne des Â§ 37 b SGB III arbeitslos gemeldet hat. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Anspruchsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 140 SGB III liegen damit nicht vor.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Das Gericht hat die Berufung gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG zugelassen, weil es
der Rechtssache grundsÃ¤tzliche Bedeutung beimisst.

Erstellt am: 26.07.2004
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Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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